
Inhaltsverzeichnis
Beiträge
Priv.-Doz. Dr. Alexander Stöhr, Frankfurt a. M.
Kleine Banken - Too Small to Survive? - Ein Plädoyer für proportionale Regulierung
- Teil I - 993

Rechtsanwälte Dr. Alexander M.H. Längsfeld und Sacha Lürken, München
Financial Institutions und Finanzinstitute - Zur Auslegung von Übertragungsvorschriften in Kreditverträgen 999

*■ Rechtsprechung
Bankrecht und Kapitalmarktrecht
EuGH 21.3.2019 Rs. C-245/18*

Bundesgerichtshof 13.12.2018 IZR 165/17

Bundesgerichtshof 10.4.2019 IV ZR 59/18

Bundesgerichtshof 19.3.2019 XI ZR 95/17*

Bundesgerichtshof 19.3.2019 XI ZR 280/17*

Bundesfinanzhof 20.11.2018 VIIIR 45/15*

Zur Auslegung von Art. 74 Abs. 2 der Richtlinie 1006 
2007/64/EG für den Fall, dass der Zahler einen fehlerhaften 
Kundenidentifikator angibt

Zur Frage, ob die Ausgestaltung des Durchleitungsver- 1007 
fahrens für Finanzierungen, die von der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 3 Abs. 1 KfWG unter Einschal­
tung von Kreditinstituten gewährt werden, eine geschäft­
liche Handlung im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 1 UWG dar­
stellt (hier im Verhältnis zu öffentlich-rechtlich organi­
sierten Sparkassen)

Zur Frage, ob die in einer Rechtsschutz Versicherung enthal- 1011 
tene Ausschlussklausel für „ Streitigkeiten aus Kapitalanla­
gegeschäften aller Art und deren Finanzierung" die Gel­
tendmachung eines Anspruchs auf Rückabwicklung einer 
fondsgebundenen Lebensversicherung nach Widerspruch 
gemäß § 5a WG a.F. erfasst

Beginn der kenntnisabhängingen Verj ährungsfrist für Rück- 1014 
forderungsansprüche wegen unwirksamer Bearbeitungs­
entgelte auch bei Bauspardarlehen nach § 488 BGB mit dem 
Schluss des Jahres 2011

Kein gesetzlicher Ausschluss des Zugangs eines Zahlungs- 1017 
auftrags an einem Tag, der nach den AGB des Zahlungs­
dienstleisters kein Geschäftstag ist; zum Begriff des Ge­
schäftstags in § 675n Abs. 1 Satz 2 BGB; Geltung dieses Be­
griffs auch bei der Frage der Unwiderruflichkeit eines Zah­
lungsauftrags

Zum Rechtsschutzinteresse einer Drittanfechtungsklage ge- 1022 
gen eine Kapitalertragsteuer-Anmeldung sowie zur Verfas­
sungsmäßigkeit und Europarechtskonf ormität des Vorrangs 
der Überprüfung der Rechtmäßigkeit der einbehaltenen Ka­
pitalertragsteuer im Festsetzungsverfahren
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Insolvenzrecht und Zwangsvollstreckung
Bundesgerichtshof 21.3.2019 IX ZB 47/17

Bundesgerichtshof 2.5.2019 IX ZB 67/18
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Zu den Anforderungen an die Abberufung eines Gesamt- 1026 
Vollstreckungsverwalters wegen seines Verhaltens im Zu­
sammenhang mit einem verfahrensbeendenden Vergleich

Zur Aufhebung eines Kostenfestsetzungsbeschlusses, wenn 1029 
danach die Anzeige der Massenunzulänglichkeit erfolgt

Zur Zulässigkeit der Anrufung des staatlichen Gerichts nach 1031 
§ 1032 Abs. 2 ZPO, wenn ein Kläger, der sich zunächst an 
ein Schiedsgericht gewendet hat, vor dessen Konstituierung 
Zweifel an dessen Zuständigkeit hat; zur Unwirksamkeit ei­
ner in einem Testament angeordneten Schiedsklausel, so­
weit ein Testamentsvollstrecker als Einzelschiedsrichter 
auch über Streitigkeiten zwischen den Erben und dem Tes­
tamentsvollstrecker entscheiden soll

Zur Auslegung von Art. 3, 5, 6 der Richthnie 2003/88/EG 1033 
(System zur Erfassung von Arbeitszeit)

Zur Frage, ob Organe von juristischen Personen ständige 1038 
Vertreter im Sinne von § 13 АО sein können


